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1. Einleitung 
 
 
Interkommunale Zusammenarbeit ist im kreisangehörigen Raum keine Neuheit. Bereits seit 
vielen Jahren werden Wege des Zusammenwirkens gesucht und erfolgreich beschritten.  
 
Ein strukturierter, grundständig orientierter Prozess wird dabei immer wieder durch den Ar-
beitskreis Personal und Organisation, dem Gremium der Personal- und Organisationsver-
antwortlichen der kreisangehörigen Städte und des Kreises1, angestrebt. Im November 2002 
verabschiedete der Arbeitskreis ein Eckpunktepapier (Anlage zur Anlage 2) zur interkom-
munalen Zusammenarbeit. Auf der Basis dieses Eckpunktepapieres hat die Bürgermeister-
konferenz den Arbeitskreis mit der Steuerung des Prozesses beauftragt.  
 
Die im Eckpunktepapier, das als Rahmenkonzept in 2010 fortgeschrieben wurde (Anlage 1), 
vereinbarten Regeln waren und sind Grundlage für Gespräche zwischen verschiedenen 
Partnern zu einer Vielzahl von Aufgabenstellungen.  
Im Oktober 2005 haben alle Akteure des Arbeitskreises in einer Dokumentation (Anlage 2) 
ein erstes Resumee gezogen.  
 
Dank vieler gelungener Kooperationen, die in der Anlage dieses Berichts dargestellt sind, ist 
die interkommunale Zusammenarbeit ein Erfolgsprojekt mit vielen sehr unterschiedlichen 
Facetten. 
 
  
2. Gründe für interkommunale Zusammenarbeit 
 
Der Landkreistag hat im Mai 2010 eine Abfrage zur interkommunalen Zusammenarbeit 
durchgeführt. An der Abfrage haben sich 25 der 31 nordrhein - westfälischen Kreise beteiligt. 
Als Motive, interkommunal Zusammenzuarbeiten sind die folgenden 11 Punkte benannt wor-
den: 
 

1) Wirtschaftlichkeit 
2) Steigerung der Qualität/ Servicequalität 
3) Bürgernähe/ Bürgerservice 
4) Kostenreduktion 
5) Synergieeffekte 
6) Ressourcenbündelung 
7) Einheitliche Standards/ Aufgabenwahrnehmung 
8) Bündelung von Kompetenzen 
9) Effizienzsteigerung 
10) Bessere Auslastung 
11) Erfahrungs-/ Informationsaustausch 

 
(Quelle: Abfrage LKT Mai 2010) 
 
 

                                                           
1 Gegründet 2001 bisher 64. Sitzungen  
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3. Rahmenbedingungen 
 
3.1 Rechtsgrundlagen 
 
Die verfassungsrechtliche Grundlage für interkommunale Zusammenarbeit ist durch das Ge-
setz über kommunale Gemeinschaftsarbeit - GKG - in der Fassung vom 01.10.1979 geschaf-
fen worden.  
Mit dem „Gesetz zur Stärkung der regionalen und interkommunalen Zusammenarbeit der 
Städte, Gemeinden und Kreise in Nordrhein – Westfalen“ vom 03.02.2004 sind durch Ände-
rung der Gemeinde- und Kreisordnung die verfassungsrechtlichen Möglichkeiten weiter aus-
gebaut worden.  
Das Bundesverfassungsgericht2 hat erkannt, dass bei einer freiwilligen Kooperation auch 
kein Verstoß gegen die Selbstverwaltungsgarantie gegeben ist. 
 
Einschränkungen ergeben sich jedoch durch das Vergabe-, Kartell3- und Steuerrecht. 
Die Rechtsprechung ist hier im stetigen Fluss, eine gefestigte Rechtsauffassung besteht 
nicht.  
Im Raum ist die Frage der Umsatzsteuerpflicht. Es gibt die Tendenz, eine Umsatzsteuer-
pflicht im nicht hoheitlichen Bereich zu bejahen, im hoheitlichen Bereich jedoch zu negieren. 
Der Landkreistag Nordrhein - Westfalen rät in seinem Rundschreiben 398/07 vom 
20.06.2007 zu Fragen des Steuerrechtes unmittelbar mit dem örtlichen Finanzamt Kontakt 
aufzunehmen.  
Im Verfahren aufwändig sind häufig interkommunale Zusammenarbeiten bei Beschaffungen. 
Die gemeinsame Vergabe führt zum Teil dazu, dass Schwellenwerte überschritten und damit 
EU weite Verfahren durchgeführt werden müssen. 
 
Fazit: 
Wie alles staatliche Handeln steht auch die interkommunale Zusammenarbeit unter rechtli-
chen Vorbehalten und wird durch Reglementierung erschwert bzw. in Teilbereichen verhin-
dert. 
 
 
3.2 Rahmenbedingung Technik 
 
Technische und insbesondere IT-technische Kooperationen sind eine stets naheliegende 
Möglichkeit für interkommunale Zusammenarbeit. Um diese Prozesse zu unterstützen, war 
u.a. der Eigenbetrieb ME-BIT gegründet worden, der als auftraggeberorientiertes Unterneh-
men auch für eine stärkere Inanspruchnahme aus dem kreisangehörigen Raum zur Verfü-
gung stand. Die mangelnde Nutzung dieser Möglichkeit war mit Grund für die Rückführung 
der IT in die Amtsstruktur der Kreisverwaltung. 
 
Im Zuge des kontinuierlichen Ausbaus von eGovernment-Anwendungen haben sich gleich-
wohl gemeinsame Aktivitäten entwickeln lassen. 
- Dazu gehören der Aufbau eines Inforegisters, 
- die weitgehend gemeinsame Beschaffung und der Einsatz eines Formularservers, eines 

Formulareditors und einer virtuellen Poststelle, 
- die kreisweite Installation des BibNets, 
- Kooperationen bei der Nutzung von Internetzugängen, 
- die Nutzung und Intensivierung gemeinsamer Kommunikationsstränge über den DOI-

Zugang des Kreises (Deutschland-Online-Behördennetz) 
- und technische Lösungen zur automatischen Verschlüsselung des Emailverkehrs zwi-

schen dem Kreis und kreisangehörigen Städten. 
                                                           
2 BVerGE 79,127 ff 
3 „Rechtliche Grenzen der Zulässigkeit von Einkaufsgemeinschaften der öffentlichen Hand“ Aufsatz Meißner , Deutscher Städte-
tag September 2010 
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- Zudem gibt es einzelne Aktivitäten von kreisangehörigen Städten untereinander bei der 
Nutzung technischer Anwendungen. 

- Aktuell baut der Kreis seine Telefonzentrale zu einem Callcenter aus. Gespräche mit In-
teressenten aus den kreisangehörigen Städte wurden aufgenommen. 

 
Die Erfahrung zeigt aber immer noch, dass die Kooperationsmöglichkeiten intensiver genutzt 
werden könnten, um weitere, auch wirtschaftliche Effekte beim Einsatz von Technik realisie-
ren zu können. Es sind nur selten unüberbrückbar technische Hindernisse, die einer Zu-
sammenarbeit hinderlich sind; gravierender sind immer noch ausgeprägte Erstreaktionen, 
die neue Anforderungen vorrangig nur mit den eigenen Strukturen lösen wollen. Weitere, 
wirtschaftliche wie technische Chancen und Nutzwerte werden dadurch immer noch ver-
nachlässig. 
 
 
3.3 Organisatorisch/personell  
 
Die Aufgabenerledigung in 11 Kommunen ist nicht einheitlich gestaltet. Aufgaben werden 
zum Teil mit Stundenanteilen wahrgenommen. Dies führt dazu, dass bei einer Zusammenar-
beit keine personellen Effekte, die den relevanten Kostenfaktor darstellen, erzielt werden 
können. 
 
 
4. Kooperationsformen 
 
Interkommunale Kooperationen können auf unterschiedlichen Ebenen stattfinden.  
 
4.1 Kreisangehörige Städte - Kreis 

 
Die Zusammenarbeit innerhalb des kreisangehörigen Raumes bietet sich wegen der örtli-
chen Nähe an. Auch die finanziellen Verflechtung des Kreises mit den kreisangehörigen 
Städten, die durch die Umlagefinanzierung des Kreises entsteht, spricht dafür, dass unter 
dem Aspekt der Wirtschaftlichkeit beide Partner ein hohes Interesse daran haben, zu einer 
Zusammenarbeit zu kommen. 
Allerdings bringt die rechtliche Stellung der Beteiligten im Staatsaufbau auch eine unter-
schiedliche Ausgangslage. So sind der Kreis und die kreisangehörigen Städte teilweise Trä-
ger unterschiedlicher Aufgaben oder haben unterschiedliche Funktionen oder Kompetenzen 
in der Aufgabenerfüllung. In Bereichen, in denen der Kreis eine Rechts- und Fachaufsicht 
hat, ist dann eine interkommunale Zusammenarbeit nicht unbedingt möglich. 

Kreisangehörige Stadt Kreis 
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4.2 Kreisangehörige Städte untereinander oder Kreis  – Kreise/ kreisfreie Städte 

 

 
Diese Konstellationen sind Partnerschaften auf Augenhöhe, d.h. mit dem gleichen gesetzli-
chen Aufgabenspektrum. 
Für die Kooperation der kreisangehörigen Städte untereinander gibt es bereits viele erfolg-
reiche Beispiele (VHS, Musikschulen, gemeinsame Beschulung von Förder- /und Hauptschü-
lern….). 
Die Zusammenarbeit des Kreises mit anderen Kreisen und/oder kreisfreien Städten hat in 
der Kooperation der Chemischen Untersuchungsämter ein besonderes Aushängeschild.  
In dieses Themenfeld fällt aber auch die seit vielen Jahren erfolgreich verlaufende Koopera-
tion mit der Stadt Solingen zum Einsatz des Amtsapothekers. Mit der Zuständigkeit allein für 
eine Gebietskörperschaft könnte keine Fachkraft in Vollzeit beschäftigt werden. Die Perso-
nalauswahl stünde unter dem Vorbehalt der zeitlich beschränkten Tätigkeit. Durch die Ko-
operation ist es gelungen, eine Stelle für den Bewerber, der am besten geeignet war, zu 
schaffen. 
 
 
5. Träger von interkommunaler Zusammenarbeit 
 
Wie unter Punkt 2 (Gründe für IKZ) beschrieben, kann es zu Zielkonflikten kommen. Um die-
se Situation erfolgreich zu meistern, ist der Rückhalt der politische Gremien  zwingend er-
forderlich. 
Durch interkommunale Zusammenarbeit kann das Verhältnis zwischen der Stadt und ihren  
Bürgerinnen und Bürgern verändert werden. Die Einrichtung einer gemeinsamen Ausländer-
behörde und Einbürgerungsstelle ist ein Beispiel dafür, dass interkommunale Zusammenar-
beit zwingend der Unterstützung der politischen Gremien bedarf.  
Darüber hinaus kann interkommunale Zusammenarbeit das Verhältnis zwischen Rat/ Kreis-
tag bzw. Fachausschüssen und der Verwaltung beeinflussen. Dass diese Umstellung erfolg-
reich gelingen kann, zeigen die Kooperationen im Bereich der Rechnungsprüfung zwischen 
dem Kreis und der Stadt Mettmann bzw. der Stadt Wülfrath. Nicht mehr das städtische Prü-
fungsamt, sondern das des Kreises ist jetzt der Ansprechpartner für die Politik. Diese Situati-
on war sicherlich für alle Beteiligten zunächst ungewohnt, hat sich aber bewährt. Bei der 
Stadt Heiligenhaus hat sich diese Situation mit der Zuständigkeit von zwei Prüfungsämtern 
(Kreis für Sozialhilfeprüfung und städtisches Prüfungsamt für alle übrigen Themen) gut ein-

Kreis / kreisfreie Stadt Kreis 

Kreisangehörige Stadt 
Kreisangehörige 
Stadt 
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gespielt. Auch die ersten Kontakte zwischen dem Rat der Stadt Monheim und dem Prü-
fungsamt des Kreises zeigen, dass auch hier eine konstruktive Zusammenarbeit stattfindet. 
Unstrittig – aber trotzdem erwähnt – ist die tragende Rolle der Verwaltungsführung .  
Aber auch den Führungskräften  aller Ebenen, als verlängertem Arm der Verwaltungsfüh-
rung, kommt als Promotoren und Multiplikatoren eine grundlegende Funktion zu, die über 
Gelingen oder Scheitern entscheiden kann. Sie sind oftmals persönlich betroffen (Zuwachs 
oder Abgabe von Aufgaben und Mitarbeiter/innen), so dass sie in ein Spannungsfeld zwi-
schen persönlichen Interessen und loyaler Amtswaltung geraten können.    
Der Personalrat  ist nach dem Landespersonalvertretungsgesetz (LPVG) in der Regel bei 
den personellen Maßnahmen, die sich aus einer interkommunalen Zusammenarbeit erge-
ben, zu beteiligen. Die Beschäftigten bzw. deren Einstellung zur interkommunalen Zusam-
menarbeit ist ein wesentlicher Erfolgsfaktor. Wenn nicht nur Einzelne, sondern eine Gruppe 
von Beschäftigten der Zusammenarbeit ablehnend gegenüberstehen, bindet die Auseinan-
dersetzung mit diesen Bedenken erhebliche Kapazitäten und führt nur selten zum Erfolg. 
 
6. Auswahl von Themenfeldern 
 
Die Betrachtung aller kommunalen Aufgaben als umfassende Auseinandersetzung mit dem 
Thema erfolgte durch den Arbeitskreis Personal und Organisation. Nach der Verabschiedung 
des bereits erwähnten Eckpunktepapieres wurde  eine Themenliste mit 81 Aufgabenfeldern 
von Abfallberatung bis Wohnungsbauförderung erstellt. Eine aktualisierte Abfrage in 2010 
ergab eine Liste von nunmehr 70 Themen (Anlage 3). 
 
In den bisherigen Gesprächen und Verhandlungen hat sich jedoch gezeigt, dass es nicht nur 
auf die Aufgabe ankommt, sondern auch wesentlich auf die Rahmenbedingungen. So kann 
eine Aufgabe zwar grundsätzlich von allen Beteiligten als geeignet angesehen werden, die 
tatsächlichen Gegebenheiten bei den Kooperationspartnern aber gegen eine Zusammenar-
beit sprechen. 
Hier sei das Beispiel der Vermessung genannt. Der Kreis und die Stadt Mettmann haben 
Gespräche über eine Verlagerung der Vermessungstätigkeit der Stadt zum Kreis geführt. Die 
Effekte einer solchen Verlagerung schienen klar: Bündelung von Fachkompetenzen, optima-
le Ausnutzung der Sachmittel und des Personaleinsatzes. 
Gleichwohl ist es nicht zu einer Zusammenarbeit gekommen, da es bei Abgabe der Aufgabe 
keine adäquate Tätigkeit für den Vermessungsingenieur der Stadt Mettmann mehr gegeben 
hätte. Der Synergieeffekt (Personaleinsparung) kann erst bei Vakanz der Stelle erreicht wer-
den. 
 
Die Betrachtung einer Aufgabe alleine ist also nicht sinnvoll. Die angestrebten Synergien 
müssen auch realisierbar sein. 
 
6.1 Ansatzpunkte 
 
Im Zuge der bisherigen Kooperationserfolge kann festgestellt werden, dass es drei Rahmen-
bedingungen gibt, die Ansatzpunkte für eine interkommunale Zusammenarbeit anbieten: 
 
- Personelle Fluktuation 
- Neue Aufgabe, „brachliegende“ Aufgabe  
- Ablauf von vertraglichen Bindungen 
 
 
6.1.1 Personelle Fluktuation 
 
Bei dem oben genannten Beispiel aus dem Bereich Vermessungen zeigt sich, dass gerade 
bei fachbezogenen Tätigkeiten der Einsatz des Personals bei dem Partner, der die Aufgabe 
abgibt, eine Schwierigkeit darstellt. 
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Hingegen können auch kurzfristige Zusammenarbeiten umgesetzt werden, wenn der Be-
schäftigte, der die Tätigkeit wahrnimmt, ausscheidet. 
Hier sei als Beispiel die Kooperation der Städte Hilden und Monheim im Bereich Bezü-
geabrechnung genannt. 
 
 
6.1.2 Ablauf von vertraglichen Bindungen/ Anschaffu ng neuer Anlagen 
 
Die für den Einsatz des Personals getroffenen Aussagen gelten auch in einem hohen Maße 
für Maschinen/ Anlagen. Eine IKZ im Bereich der Druckereien wurde 2010 von den Städten 
Hilden, Langenfeld, Velbert und dem Kreis geprüft. Bereits bei der Datenerhebung stellte 
sich heraus, dass alle vier Kommunen über Leasingverträge Druckmaschinen bzw. Großko-
pierer vorhalten und nur als Leistungsanbieter, nicht aber als -abnehmer in Betracht kamen.  
Vertragliche Bindungen können auch durch die Vergabe von Leistungen entstanden sein. 
Die Stadt Wülfrath hat derzeit die Tätigkeit der Telefonzentrale extern vergeben und ist daher 
gar nicht frei, das Angebot des Kreises einer gemeinsamen Telefonzentrale anzunehmen.  
Beschaffungen, die aus Rahmenverträgen abgerufen werden, verlangen eine vorherige ge-
meinsame Ausschreibung. Der Rahmenvertrag der KDN aus dem der Kreis seine Hardware 
bezieht, wird in diesem Jahr neu ausgeschrieben. Derzeit wird geprüft, ob bei der Ausschrei-
bung direkt die Bedarfe der ka. Städte mit einkalkuliert werden können und ob dann auch ein 
Abruf der Städte, die nicht KDN Mitglieder sind, aus diesem Rahmenvertrag erfolgen kann. 
 
 
6.1.3 Neue Aufgabe 
 
Bei neuen Aufgaben oder Aufgaben, die bisher nicht vollumfänglich wahrgenommen wurden, 
sind bisher bei keinem Kooperationspartner personelle Ressourcen oder Sachmittel einge-
setzt worden.  
Die Umsetzung einer neuen Aufgabe im Rahmen einer interkommunalen Zusammenarbeit 
wird auch dadurch erleichtert, dass für alle Beteiligten ein gemeinsamer Start möglich ist. 
Rahmenbedingungen (Standards) für die Aufgabenwahrnehmung können gemeinsam ver-
einbart werden. Es gibt keine geübte Praxis, die vereinheitlicht werden muss. 
 
 
6.2 Kleinschrittig und kleinräumig 
 
Interkommunale Zusammenarbeit bedeutet nicht immer den „ganz großen Wurf zu landen“. 
Bei den oben beschriebenen Voraussetzungen ist es eher unwahrscheinlich, dass es gelingt, 
dass alle elf Kommunen in der Art und Weise zusammenarbeiten, dass eine die Aufgaben 
für alle wahrnimmt. 
Interkommunale Zusammenarbeit findet auch da statt, wo Erfahrungen und Wissen zum 
Nutzen aller ausgetauscht werden. Dies erfolgt neben dem bereits erwähnten Arbeitskreis 
Personal und Organisation auch in einer Vielzahl fachlicher Gremien (z.B. Sozialdezernen-
tenkonferenz, Sozialamtsleitertagung, Arbeitskreis Ordnungsamtsleiter, IT- Fachkonferenz, 
Kulturamtsleiterrunde, Planungsbesprechung, Arbeitsgruppe "Kommunale Geoinformations-
systeme im Kreis Mettmann (komGIS-ME)".....).  
Im Zuge der Umsetzung der EU - DLR haben fünf Kommunen für alle relevante Prozesse 
betrachtet und beschrieben, eine Kommune hat die Relevanz für örtliche Satzungen geprüft 
und das Wissen allen zur Verfügung gestellt. 
Das von einer Kommune entwickelte Antikorruptionskonzept hat in vielen Häusern Pate für 
das eigene Korruptionskonzept gestanden.  
Aktuell ermittelt eine Gruppe von fünf Organisatorinnen und Organisatoren die Arbeitsabläu-
fe und Zeitanteile in Schulsekretariaten. Ein hohes Interesse an der Arbeit dieser Gruppe 
besteht auch bei den anderen Kommunen. Diese Gruppe soll auch bei der Stellenbemes-
sung der Anforderungen aus dem Bildungs- und Teilhabepaket eingesetzt werden. 
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Diese Arbeitsform (Einsatz eines gemeinsamen Organisatorenpools) ist ein Meilenstein der 
interkommunalen Zusammenarbeit und hat bereits überregional Beachtung gefunden.  
 
Eine weitere beachtenswerte Zusammenarbeit im nachbarschaftlichen Raum ist das Kompe-
tenzzentrum für den Südkreis (Langenfeld/Monheim). Sie führt dazu, dass die Pestalozzi-
Schule in Langefeld und die Comenius-Schule in Monheim aufgelöst und mit der in Kreisträ-
gerschaft geführten Leo-Lionni-Schule fusioniert wurden. 
Mit der flächendeckenden Einrichtung von sechs Kompetenzzentren für sonderpädagogische 
Förderung soll im Kreis Mettmann möglichst vielen Schülerinnen und Schülern mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf die Chance zum Besuch allgemein bildender Schulen eröffnet 
werden. So kann der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen und 
dem Wunsch vieler Erziehungsberechtigter nach einer inklusiven Beschulung ihrer Kinder 
Rechnung getragen werden. Bereits zum Schuljahr 2011/2012 werden Kinder mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf in stärkerem Maße als bislang wohnortnah ihre Schule besuchen 
und in ihrem sozialen Umfeld verbleiben können. Die demographische Entwicklung und die 
inklusive Beschulung führen zwangsläufig zu einem signifikanten Rückgang der Schülerzah-
len an den Förderschulen. 
Die Fusion sichert u.a. durch die Pilotierung als Kompentenzzentrum die im Südkreis vor-
handenen Förderschulressourcen/Lehrerstellen und generiert Effizienzvorteile beim Unter-
haltungsaufwand des mit der Fusion optimierten Schulraums. 
 
7. Umgesetzte Kooperationen 
 
- Anlage 4  

 
 
8. Ausblick  
 
Verschiedene Projekte werden aktuell vorbereitet:  
Nach einer intensiven Vorprüfung wird die Übertragung der Notfallrettung der Feuerwehr 
Heiligenhaus auf die Feuerwehr Ratingen im Rahmen einer öffentlich – rechtlichen Vereinba-
rung angestrebt. Dabei soll die Rettungswache Heiligenhaus am Standort der Feuer- und 
Rettungswache Heiligenhaus erhalten bleiben aber durch die Feuerwehr Ratingen betrieben 
werden. 
Die Stadt Monheim und der Kreis führen Gespräche über eine Aufschaltung auf den Kreis  
Mettmann Info- Service. Dienstleistungen des Kreises können sich sowohl auf die Abde-
ckung bestimmter Dienstzeiträume (in einem wirtschaftlich gestaltbaren Rahmen) als auch 
auf bestimmte Einzelthemen beziehen. Weitere Städte haben bereits Interesse an einer in-
terkommunalen Zusammenarbeit in diesem Themenkomplex erklärt und erheben zu diesem 
Zweck die statistischen Daten in ihren Häusern. 
 
Bei der Rechnungsprüfung werden konkrete Gespräche zwischen der Stadt Haan und dem 
Kreis Mettmann geführt. 
Im Bereich der Aus- und Fortbildung wird die Zusammenarbeit bei der Bachelorausbildung, 
durch flexiblen Einsatz der Nachwuchskräfte, angestrebt.  
 



 

 

 
Rahmenkonzept aus dem April 2010 
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Interkommunale Zusammenarbeit im Kreis Mettmann 
Rahmenkonzept zum Beschluss in der Bürgermeisterkon ferenz  
 
 
Der Arbeitskreis Personal und Organisation wird durch die Bürgermeisterkonferenz 
beauftragt, die interkommunale Zusammenarbeit insbesondere unter Berücksichti-
gung ökonomischer Aspekte auszubauen.  
Dabei werden folgende Prämissen verbindlich vereinbart: 
 
1. Gegenstand von Kooperationen können alle kommunalen Aufgaben sein, die 

nicht durch Gesetz explizit ausgeschlossen werden. 
Die Übertragung neuer Aufgaben sei es durch den Gesetzgeber oder durch die 
politischen Gremien ist regelmäßig ein Ansatzpunkt, eine gemeinsame interkom-
munale Aufgabenwahrnehmung zu prüfen. 
Ein weiterer geeigneter Ansatzpunkt, eine gemeinsame Aufgabenwahrnehmung 
zu prüfen, ist die Personalfluktuation.  

 
2. Die gemeinsame Aufgabenwahrnehmung kann im Idealfall alle kommunalen 

Partner im Kreisgebiet einbeziehen. Eine Zusammenarbeit einzelner Partner 
(Städte untereinander, Stadt und Kreis, Städte und Kreis) ist aber auch sehr er-
strebenswert. Sie ist in der Regel leichter und schneller zu realisieren. Bei einer 
Beteiligung des Kreises wird die Aufgabenwahrnehmung nicht zwingend beim 
Kreis erfolgen. Im Sinne der fairen und partnerschaftlichen Kooperation ver-
schließt sich auch der Kreis nicht der Verlagerung von kommunalen Aufgaben auf 
die örtliche Ebene. Gemeinsam sollten die wirtschaftlichen Vorteile und die Si-
cherstellung der kompetenten Aufgabenerledigung geprüft werden.  
Zur Stärkung der Kreisgemeinschaft hat eine Zusammenarbeit im Kreisgebiet 
Vorrang vor einer Zusammenarbeit außerhalb der Kreisgemeinschaft. 
 

3. Durch interkommunale Zusammenarbeit sollen Aufgaben dort erledigt werden, wo 
es unter Berücksichtigung des Dienstleistungsgedankens wirtschaftlich am sinn-
vollsten ist. Grundsätzlich gilt die Annahme, dass eine zentrale Aufgabenerfüllung 
regelmäßig wirtschaftlicher ist, als eine dezentrale Lösung, unabhängig davon, ob 
sie auf der örtlichen oder der überörtlichen Ebene erledigt wird. Ausnahmsweise 
sollten dezentrale Lösungen dann realisiert werden, wenn die wirtschaftliche Auf-
gabenerledigung durch Synergieeffekte nachweisbar entwickelt werden kann. 

 
4. Kein Kooperationspartner, gleich ob Kreis oder Stadt, sollte die interkommunale 

Zusammenarbeit unter dem vordergründigen Aspekt des Aufgabenzuwachses- 
oder -verlustes bewerten. Es kann nur darum gehen, eine faire, vertrauensvolle 
und von Offenheit geprägte Aufgabenerledigung im kreisangehörigen Raum zum 
Wohle und Nutzen der Bürger/innen und Einwohner/innen zustande zu bringen. 
Das gemeinsame Ziel muss sein, kommunale Dienstleistungen mit geringerem  
finanziellen und personellem Aufwand vorzuhalten. Alle Partner sollten dies mit 
Nachdruck betreiben, um die Einstellung oder Rückführung von Dienstleistungen 
unter dem extremen Druck der ausbleibenden Finanzmittel zu  vermeiden oder 
zumindest einzuschränken. 
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RAHMENKONZEPT INTERKOMMUNALE ZUSAMMENARBEIT / BEARBEITERIN: Jutta Pilz � 1060 
 

 

 

 
5. Der Kreis ist grundsätzlich bereit, wenn die Kooperationspartner dies wünschen, 

die gemeinsamen Prüfungen geeigneter Kooperationsfelder ergebnisoffen zu 
moderieren. 

 
6. Es ist notwendig, bei den Mitarbeitern/innen des Kreises und der Städte mögliche 

Ängste vor interkommunaler Zusammenarbeit abzubauen und für den wichtigen 
Weg der Kooperation zu werben. 

 
 
 
 
 
 
 
 















































Abfrage möglicher Handlungsfelder 
aus dem Mai 2010 zuletzt aktualisiert Mai 2011

Anlage 3

Thema Er Ha Hei Hi La Me Mo Rtg Ve Wü

 K
re

is

1 Abfallwirtschaft x x

2 Arbeitssicherheit x x

3
Bauaufsicht/ 
Baugenehmigungen

x x x x

4 Bauhof x x x x
BEM x

5 BIBNET x x
6 Brandschutz x x x x
7 Bücherei x x x x x
8 Datenschutz x x x x x
9 DMS/ Zentrales Archiv x x x x x
10 Druckerei x x x x

11
Einkaufsgemeinschaften/ 
Beschaffungen/ Vergabestellen

x x x x x x x

12
Einwohnermeldewesen 
(Register)

x

13 Erschließungen x
14 Europabüro x x
15 Feuerwehren x x
16 Finanzbuchhaltung x x
17 Förster x
18 Gebäudemanagement x x
19 Gebührenbedarfsberechnung x x x
20 Geschäftsbuchhaltung x x x
21 Geschäftsprozessoptimierung x x x x x
22 Geodatenmanagement x x
23 Grund - und Gewerbesteuer x x
24 Gutachterausschuss x x
25 Handwerker x x
26 Hautptschulen x
27 IT x x x x x x

28
Einführung Web- Anwendung 
im Schulbereich ua. 
Schulpflichtüberwachung 

x

29 Kassengeschäfte x
30 Kompetenzagenturen x
31 Korruptionsprävention x x
32 Kultur x x x x
33 Leitstelle x x x
34 Müllabfuhr x x
35 Musikschulen x x
36 OGATA x
37 Organisation x x x x x
38 Personalabrechnung x x x
39 Personalförderung x

40
Planungen 
(gemeindeübergreifend)

x x

41 Poststelle x
42 Rattenbekämpfung x x
43 Rechnungsprüfung x x x x x x x
44 Rechtsberatung x x
45 Reisekosten x x



Abfrage möglicher Handlungsfelder 
aus dem Mai 2010 zuletzt aktualisiert Mai 2011

Anlage 3

Thema Er Ha Hei Hi La Me Mo Rtg Ve Wü

 K
re

is

46 Renten-/ Versicherungsstelle x
47 Rettungsdienst x x x
48 Schulbusnutzung x
49 Schwimmbäder x x

50 Servicecenter (Telefonzentrale) x x x x x

51 Sporthallen, Sportgeräte x
52 Stadtmeisterschaften (Sport) x
53 Stadtranderholung x

54 Standesamt/ Eheschließungen x

55 Statistik x x x x x
56 Stellenbewertung x x x x

57 Straßenreinigung/ Winterdienst x x x

58 Straßenunterhaltung x

59 Technische Verwaltungsdienste

60
Übergangsmanagement Schule 
- Beruf

x

61 Vergaben x x x
62 Verkehrsüberwachung x x

63
Verhandlungen Krankenkassen 
(heilpädagogische 
Einrichtungen/ Förderschulen)

x

64
Vermessungs- und 
Katasterbereich

x x x x

65 Volkshochschulen x x x
66 Wahlen x x
67 Wirtschaftsförderung x x
68 Wohnraumförderung x
69 Zensus x x
70 Zentraler Ordnungsdienst x x x



Beispiele erfolgreicher IKZ im Kreis Mettmann
Stand Mai 2011 

Anlage 4

Thema Inhalt
Er Ha Hei Hi La Me Mo Rtg Ve Wü Kreis

1 Abfallberatung x x

2
Adoption gemeinsame 

Adoptionsvermittlungsstelle
x x x x x x x x x x

3
Arbeitskreis Personal und 
Organisation

Steuerung der Interkommunalen 
Zusammenarbeit 

x x x x x x x x x x x

4
Arbeitssicherheit gemeinsame Fachkraft für 

Arbeitssicherheit
x x x x

5
AGU 
Gesundheitsmanagement

Gemeinsame Anschaffung und 
Einsatz einer technischen 
Unterstützung

x x x x x x x

6
Archiv gemeinsame Beschäftigung 

eines Archivares
x x

7
Asylbewerber Abrechnung 
Krankenkosten

Externe Vergabe wird zentral 
durch den Kreis für alle Städte 
vorgenommen

x x x x x x x x x x x

8
Ausländerbehörde Gemeinsame Ausländerbehörde

x x x

9
Bauhof I Gemeinsame Nutzung von 

Geräten
x x x x

10 Bauhof II Naherholung x x

11
Bauhof III Ausleihe von Verkehrsschildern

x x x

12 Bauhof IV Winterdienst x x x x x

13
Beschaffungen I Einsatz der Software EINFACH 

Einkäufer (Beitritt Netcologne)
x x x x

14
Beschaffungen II Nutzung des Materialbestandes 

aus dem Magazin x x

15
Beschaffungen III Gemeinsam Anschaffung von 

Hardware
x x

16 Beschaffungen IV IT - Beschaffungen x x x

17
Beschaffungen V Gemeinsame Bestellung von 

Streusalz
x x x x x

Partner
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Beispiele erfolgreicher IKZ im Kreis Mettmann
Stand Mai 2011 

Anlage 4

Thema Inhalt
Er Ha Hei Hi La Me Mo Rtg Ve Wü Kreis

Partner

18
Betriebsärztin Gemeinsame Nutzung einer 

externen Ärztin
x x

19
BIBNET I Zugriff auf die Medien aller 

Bibliotheken
x x x x x x x x x x x

20 BIBNET II Hosting der Datenbank x x x

21
Datenschutz I gemeinsame Datenschutzstelle

x x x x x x

22
Datenschutz II gemeinsamer 

Datenschutzbeauftragter
x x x x

23
Digitale Archivierung Steuerabteilung Nutzung des 

Servers
x x

24
Einheitlicher Ansprechpartner Geschäftsprozessoptimierung

x x x x

25
Einbürgerungen Gemeinsame 

Einbürgerungsstelle
x x x

26 Einwohnermeldewesen Gemeinsames Verfahren Meso x x x x x x x x x x

27
Einwohnermeldewesen Inforegister bzw. Zugriff durch 

Kreis
x x x x x x x x x x x

28 Elektrofachkraft x x

29
Elektronikschrott gemeinsame Annahmestelle und 

Entsorgung
x x

30 Entsorgung Abfuhr Blaue Tonne x x
31 Existenzgründungsberatung x x
32 Feuerwehr II gemeinsamer Einkauf x x x
33 Feuerwehr II Vorbeugender Brandschutz x x

34
Feuerwehr III gemeinsamer Krankentransport

x x

35 Formularserver x x x x x x x x x x
36 Fortbildung Inhouseveranstaltungen x x x x x x

37
Gehaltsstelle gemeinsame Bezügeabrechnung

x x

38 Geodatenmanagement Metadatennutzung x x x x x x x x x x x

39
Internetzugang Nutzung einer gemeinsamen 

Leitung
x x
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Beispiele erfolgreicher IKZ im Kreis Mettmann
Stand Mai 2011 

Anlage 4

Thema Inhalt
Er Ha Hei Hi La Me Mo Rtg Ve Wü Kreis

Partner

40 IT Betreuung x x

41
IT Betreuung H+H, LOGA, MESO, EUROWIG

x x

42 Jugend- und Soziales Psychologische Beratung x x

43
Jugend- und Soziales Erziehungsberatungsstelle der 

BDA
x x

44
Jugend- und Soziales Verein zur Förderung 

Jugendgerichtshilfe
x x x x

45

Jugend- und Soziales Gemeinsame Belegung von 
Jugendschutzstellen für die 
Jugendämter einschl. 
Krisenintervention eines 
Heimträgers

x x x x

46 KfZ Verfahren Zugriff auf die Daten x x x x x x x x x x x
47 Kompetenzagentur x x x x x x x x x

48
Krankenhaus Zweckverband Klnikum 

Niederberg
x x

49 Kreissparkasse x x x x x

50
Kulturelle Veranstaltungen zB. Neanderland bienale, Nacht 

der Museen, etc.
x x x x x x x x x x x

51
Organisationsteam

52 Personalabrechnungen Gemeinsame Bearbeitung x x

53 Personalentwicklung Gemeinsame Inhousschulungen x x x x x x x x x x x

54
Planungen 
gemeindeübergreifend

Alleenradweg
x x x x x

55
Planungen 
gemeindeübergreifend

Masterplan Neandertal
x x x

56 Rattenbekämpfung x x x x x x x x x x x

57
Rechnungsprüfung allgemein

x x x x

58
Rechnungsprüfung Sozial- 
und Jugendhilfe

x x

Wechselnde Besetzung je nach Themenstellung Federführung 
Stadt Monheim
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Beispiele erfolgreicher IKZ im Kreis Mettmann
Stand Mai 2011 

Anlage 4

Thema Inhalt
Er Ha Hei Hi La Me Mo Rtg Ve Wü Kreis

Partner

59
Rechnungsprüfung technisch

x x

60 Rettungsleitstelle Aufschaltung auf Kreisleitstelle x x x x x x x
61 Schule I Beschulung Förderschüler
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Beispiele erfolgreicher IKZ im Kreis Mettmann
Stand Mai 2011 

Anlage 4

Thema Inhalt
Er Ha Hei Hi La Me Mo Rtg Ve Wü Kreis

Partner

62 Schule II Beschulung Förderschüler x x x
63 Schule III Beschulung Förderschüler 
64 Schule IV Beschulung Förderschüler x x
65 Schule V Beschulung Förderschüler x x x
66 Schule VI Beschulung Hauptschüler x x
67 Schwarzarbeit Bekämpfung der Schwarzarbeit x x x

68
Sicherheit und Ordnung Abordnung MA kommunaler 

Ordnungsdienst
x x

69
Sicherheit und Ordnung Abstimmung der 

ordnungsbehördlichen 
Verordnung

x x x

70
Sicherheitstechnischer      
Dienst

x x x

71
Sozialpsychiatrischer Dienst Erstellung von Gutachten bei 

Dienst-/ oder Arbeitsunfähigkeit x x

72 Sparkasse x x x
73 Stadtkasse Hosting des Archives x x

74
Stellenausschreibungen Veröffentlichung von internen 

Stellenausschreibungen
x x x x x x x x x x x

75 Straßenreinigung x x x
76 Straßenverkehr Verkehrsschau nach StVO x x x x x x x x x x x

77
Telefonanlage Konfiguration und Ausschreibung

x x

78 Tiefbau Ausschreibung Jahresverträge x x
79 DOI Netz x x x x x x x x x x x
80 Vergabekoordination  x x

81
Vergabemarktplatz Projektträger und Betreiber 

Kreis, ka Städte Nutzer
x x x x

82
Vermessungs- und 
Katasterbereich

Luftbilder
x x x x x x x x x x x

83
Verschlüsselte email 
Kommunikation

x x x x x x x x

84 Virtuelle Poststelle x x x x x x x x x x
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Beispiele erfolgreicher IKZ im Kreis Mettmann
Stand Mai 2011 

Anlage 4

Thema Inhalt
Er Ha Hei Hi La Me Mo Rtg Ve Wü Kreis

Partner

85 Volkshochschule I x x
86 Volkshochschule II x x
87 Volkshochschule III x x

88
Vollstreckung Beschäftigung eines 

gemeinsamen Mitarbeiters
x x

89 Wanderkarte/ Freizeitkarte x x x x x x x x x
90 Wildgehge Neandertal x x x x

91
Wirtschaftsförderung 
Messepräsentation

Expo Real
x x x x x x x x x x x

92 Wirtschaft Schlüsselregion eV x x

Diese Liste ist in Zusammenarbeit aller Kooperationspartner entstanden. Im Sinne einer einheitlichen Darstellung wurden 
die Meldungen überarbeitet und angepasst. Eine Abgrenzung zur rein freiwilligen interkommunalen Zusammenarbeit und 
durch gesetzliche Vorgaben erforderliche Kooperationen ist nicht immer eindeutig erkennbar. Ein Anspruch auf 
Vollständigkeit wird nicht erhoben. Es sind lediglich die Kooperationen erfasst, die innerhalb des kreisangehörigen 
Raumes zwischen Kommunen bestehen.
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